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Klaus Kwasniewski

Probleme 
mit dem 
EG-Haushalt
Das größte Problem der Europäi­

schen Gemeinschaft ist der 
EG-Haushalt und seine Finanzie­
rung, denn schon für die nahe Zu­
kunft ist ein Haushaltsdefizit zu er­
warten. Die Einnahmen, die sich vor 
allem aus den Agrarabschöpfun­
gen, den Zöllen gegenüber Drittlän­
dern und bis zu 1 % der vereinheit­
lichten Bemessungsgrundlage der 
iVlehrwertsteuer zusammensetzen, 
können mit dem Anstieg der Ausga­
ben von in der Vergangenheit 
durchschnittlich jährlich über 20 % 
nicht mehr Schritt halten. Da die 
1 % bei der Mehrwertsteuer fast 
ausgeschöpft sind, muß sich die EG 
nach neuen Einnahmequellen U m ­

sehen oder das Ausgabenwachs­
tum drosseln. Die zweckmäßigste 
Lösung auf der Einnahmenseite 
wäre eine Erhöhung des Mehrwert­
steueranteils. Sie wird jedoch ins­
besondere von der Bundesrepublik 
abgelehnt, solange nicht der Ge­
meinsame Agrarmarkt dahinge­
hend reformiert worden ist, daß die 
Agrarausgaben, die 70 % des EG- 
Haushalts ausmachen, nicht 
schneller als die Einnahmen der EG 
steigen.
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Die im Zusammenhang mit der 
Haushaltsfinanzierung aufgekom­
mene Frage der ungleichmäßigen 
Verteilung der Nettozahler und Net­
toempfänger stellt in gewisser Hin­
sicht ein Scheinproblem dar. Die 
Einnahmehoheit überdie Zölle und 
Agrarabschöpfungen wurde an 
Brüssel übertragen, und der Mehr­
wertsteueranteil ist durch Beschluß 
geregelt. Die Mitgliedsländer haben 
durch ihren Beschluß, der EG eige­
ne Mittel zuzugestehen, ausdrück­
lich auf eine Zurechnung dieser Lei­
stungen als nationale Finanzie­
rungsbeiträge verzichtet. Die Rück­
flüsse wiederum, die vor allem aus 
der Agrarkasse, aber auch aus dem 
Strukturfonds stammen, ergeben 
sich aus den gewählten und ver­
traglich geregelten Politiken hin­
sichtlich des Gemeinsamen Agrar­
marktes und Übereinkünften über 
die Strukturpolitik. Die Forderung 
Bonns, nicht zum einzigen unbe­
grenzten Nettozahler zu werden, 
steht also juristisch auf tönernen 
Füßen.

Überhaupt ist der Begriff Nettopo­
sition eine wenig aussagefähige 
Größe, da sie von sich ändernden 
Größen wie den Außenhandelsströ­
men abhängig ist und davon, über 
welche Häfen die Güter gerade im­
portiert und wo sie verzollt werden. 
Auf der anderen Seite geht bei den 
Agrarrückflüssen die Struktur der 
jeweiligen Volkswirtschaften in die 
Nettoposition ein. Ein Land mit einer 
relativ großen Landwirtschaft hat 
nun einmal bei dem gegebenen 
überhöhten Preisniveau größere 
Rückflüsse aus der Agrarkasse als 
eines mit einem großen Industrie­
sektor. Letzteres hat Vorteile aus 
der Gemeinschaft beim Export von 
nichtagrarischen Produkten in Part­
nerstaaten. Die sich daraus erge­
benden höheren Steuereinnahmen 
in der Staatskasse lassen sich je­
doch nicht unmittelbar berechnen. 
Dies war beim Abschluß der Verträ­
ge bekannt und vorherzusehen. 
Auch die deutsche Landwirtschaft 
genießt die Vorteile des hohen 
Preisniveaus und konnte im Rah­

men der Gemeinsamen Agrarpolitik 
ihre Exporte beträchtlich steigern. 
Mit Agrarexporten in Höhe von etwa 
17 Mrd. DM im Jahre 1981 dürfte sie 
nach dem Maschinenbau viertgröß­
ter Exportzweig sein.

Die Forderung Bonns nach einer 
Begrenzung des deutschen Netto­
beitrags ist jedoch politisch-psycho- 
logisch vor dem Hintergrund der bri­
tischen Entlastungsforderungen, 
den leeren Kassen in Bonn und dem 
Ärger über den übermäßig expan­
dierenden Brüsseler Haushalt zu 
verstehen. Gegenwärtig wäre 
Großbritannien als drittärmstes 
Land der Gemeinschaft nach der 
Bundesrepublik der mit Abstand 
zweitgrößte Nettozahler -  alle übri­
gen acht Mitgliedsländer sind Netto­
empfänger - ,  wenn für Großbritan­
nien nicht für 1980 und 1981 ein Fi­
nanzausgleich in Höhe von 6,2 Mrd. 
DM geschaffen worden wäre. Auch 
für 1982 strebt Großbritannien eine 
ähnliche und für sieben Jahre eine 
Grundsatzregelung an. Obwohl die 
Rechtslage eindeutig und der Be­
griff Nettoposition wenig brauchbar 
ist, zeigt der Fall Großbritannien, 
daß das EG-Finanzierungssystem 
zu recht massiven Ressourcen­
transfers von den ärmeren zu den 
reicheren Ländern führen kann. 
Das a,rme Portugal wäre beispiels­
weise im Falle eines Beitritts auch 
Nettozahler. Ob dies der Weisheit 
letzter Schluß ist, bleibt fraglich.

Der Schlüssel zur Lösung dieser 
Frage und auch der EG-Haushalts- 
probleme ist vor allem bei der Ge­
meinsamen Agrarpolitik zu suchen. 
Wie die Vorverhandlungen und die 
Gespräche auf dem EG-Gipfel in 
London jedoch zeigten, dürfen an­
gesichts der unterschiedlichen na­
tionalen Interessenlagen keine all­
zu großen Hoffnungen auf eine 
schnelle, stärkere Verankerung 
marktwirtschaftlicher Prinzipien ge­
setzt werden. Doch ohne mehr 
Marktwirtschaft wird der Agrarsek­
tor zum Sprengsatz des EG-Haus- 
halts und vielleicht sogar der Ge­
meinschaft werden.
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